
WARUM AUF KOMMUNALER EBENE HANDELN?

Klimakrise, Artensterben und Umweltzerstörung machen deutlich: Weder internationale Vereinbarungen,
aktivistisches Engagement vor Ort noch die bestehende Rechtsprechung reichen aus, um unsere
natürlichen Lebensgrundlagen effektiv zu schützen. Weltweit gewinnt daher ein innovativer Ansatz an
Bedeutung: die Anerkennung der Natur als Rechtssubjekt – mit eigenen, einklagbaren Rechten. 

Diese globale, heterogene Rights of Nature-Bewegung hat in Ländern wie Ecuador, Kolumbien und
Neuseeland (Aotearoa) sowie Mexiko, Bolivien oder in Teilen der USA bereits Eingang in Gesetze und
Gerichtsurteile gefunden. Auch in Europa gibt es erste kommunale Umsetzungen – wie die Ernennung
der Seine zur Ehrenbürgerin von Paris als erster Schritt hin zur Verleihung von Rechten und somit einem
besseren Schutz, die Anerkennung der Lagune Mar Menor in Spanien als juristische Person oder die
niederländischen Kommunen Eijsden-Magraten und Groningen, die die Rechte der Natur künftig
anerkennen und in Entscheidungsprozesse auf kommunaler Ebene integrieren möchten. Deutschland
steht noch am Anfang und doch gab es nun auch hier 2024 erste Gerichtsurteile (LG Erfurt), welche die
Natur klar als Rechtsträgerin sehen und die Rechte der Natur als “schutzverstärkend” herangezogen
haben. Gerade auf kommunaler Ebene eröffnen sich jetzt Handlungsmöglichkeiten.

RECHTE
DER NATUR

auf kommunaler Ebene 

WARUM JETZT?

Kommunen sind Pioniere gesellschaftlicher Innovationen. Sie gestalten Lebensräume konkret und nah
an den Menschen – und an den lokalen Ökosystemen. Gleichzeitig sind Städte und Gemeinden,
insbesondere durch die Klimakrise, mehr denn je auf gesunde Ökosysteme angewiesen. Rechte der Natur
bieten Kommunen einen neuen, ethisch wie rechtlich fundierten Weg, Natur- und Umweltschutz
tiefgreifend zu verankern.

Drei zentrale Vorteile: 

Paradigmenwechsel im Umgang
mit Natur 

Rechte der Natur fördern
Empathie und eine langfristige
Verantwortungskultur – sie
stärken die Resilienz und
ökologische Zukunftsfähigkeit
kommunaler Entscheidungen.

Ethische Neuausrichtung 

Die Rechte der Natur verlagern
die Grundlage politischen und
planerischen Handelns: Natur ist
nicht mehr Objekt der Nutzung,
sondern Subjekt mit eigenen
Interessen – vergleichbar den
Rechten künftiger Generationen.

Ende der strukturellen
Diskriminierung der Interessen
der Natur 

Bisher werden die Interessen der
Natur und spezifischer
Ökosysteme strukturell
diskriminiert und es muss
gerechtfertigt werden, warum
Ökosystemen durch z.B. ein
Bauprojekt kein Schaden
zugefügt werden darf. Künftig
könnten Natur und Ökosysteme
ihre Stimme - vertreten durch
Repräsentant*innen - erheben
und ihre Interessen aktiv
einfordern.
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WAS IST DER NÄCHSTE SCHRITT? 
Auf Grundlage von Artikel 28 (2) GG („kommunale Selbstverwaltung“) können
Städte und Gemeinden eine Willensbekundung verabschieden. Darin erklären
sie, Wege zur Repräsentation und Berücksichtigung der Rechte der Natur in
ihren Strukturen und Entscheidungen zu prüfen und ggf. umzusetzen. Dies
könnte z.B. in einem Ratsbeschluss formuliert werden: 

auf kommunaler Ebene 

1 Beteiligung der Natur sicherstellen 
Die Natur braucht eine Stimme bei kommunalen Entscheidungen. Mögliche Modelle:

Ad-hoc-Repräsentanz: Gemeinderatsmitglieder vertreten zeitweise die Perspektive eines
Ökosystems. 

Permanente Repräsentanz: beratende Gremienmitglieder mit oder ohne Stimmrecht vertreten die
Perspektive eines Ökosystems. 
Ombudspersonen für Natur: unabhängige Ombudspersonen vertreten lokale Ökosysteme. 
Einrichtung eines Bürgerrats: der Bürgerrat berät über die Entwicklung lokaler Rechte der Natur.

WIE KANN DAS KONKRET AUSSEHEN? 
Weichenstellungen, die den Wandel vorbereiten. Mögliche erste Schritte sind: 

Wir laden Sie herzlich ein, Teil eines wachsenden
kommunalen Netzwerks zu werden, das sich für den
Schutz der Natur auf Augenhöhe einsetzt. Für Rückfragen
oder eine Begleitung bei der Umsetzung stehen wir Ihnen
als interdisziplinäre Arbeitsgruppe gerne zur Verfügung.

EINLADUNG ZUR MITGESTALTUNG 

Entscheidungsprozesse neu denken
Schaffung einer “Mehr-als-menschlichen” Perspektive: Einbindung der Interessen verschiedener
nicht-menschlicher Akteure in Stadt- und Gemeinderat.
Integration ökologischer Interessen in Stadtplanung, Haushaltsberatung und Klimaanpassung.
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Kontakt: AG Rechte der Natur - kommunal
tobigerhartsreiter+kommunal@gmail.com

„Die Stadt / der Kreis / die Gemeinde bekennt sich zur Idee der
Rechte der Natur und prüft Möglichkeiten, diese auf
kommunaler Ebene wirksam zu repräsentieren und
schrittweise in Entscheidungsprozesse zu integrieren.“ 


